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Referat 24

Basler Hof

Kaiser-Joseph-Str. 167 

79098 Freiburg

ABS/NBS (Ausbaustrecke/Neubaustrecke) Karlsruhe-Basel; PfA 8.1 Riegel-March 

hier: Öffentliche Auslegung der Planunterlagen; Einwendung zum Planfeststellungs-verfahren
Sehr geehrter Damen und Herren,
da mit der Festlegung des Streckenabschnitts 8.1 bereits die weiterführende Trasse in nördlicher und südlicher Richtung maßgeblich bestimmt wird, erhebe ich hiermit Einwendungen gegen die für den Planfeststellungsabschnitts 8.1 vorgelegte Planung der Deutschen Bahn AG, vertreten durch die DB Projektbau, und gebe dazu die folgende Begründung:

Der Planfeststellungsabschnitt 8.1 liegt zwar außerhalb des Gebiets meines Wohnsitzes. Im Planfeststellungsabschnitt 8.1 könnten jedoch Zwangspunkte gesetzt werden, die eine Verwirklichung des von der Interessengemeinschaft Bahnprotest an Ober- und Hoch-Rhein (IG BOHR) mit den Bürgerinitiativen MUT und IGEL geforderten Alternativkonzepts BADEN 21 erschweren oder gar unmöglich machen.
Ich fordere daher, dass die Planung im Planfeststellungsabschnitt 8.1 so gewählt wird, dass ein Anschluss weder der A5-parallelen Variante bis Riegel im Streckenabschnitt 8.0 noch der sog. verbesserten KuK2-Variante in den Planfeststellungsabschnitten 8.2 mit Übergang in die Bürgertrasse (Abschnitt 8.3) erschwert oder ausgeschlossen ist. Zu diesem Zweck muss sowohl die Höhenlage der ABS/NBS an der Grenze der Planfeststellungsabschnitte als auch die geographische Lage des Anschlusspunktes von Planabschnitt 8.1 zu Planabschnitt 8.0 und auch zu Planabschnitt 8.2 zunächst offen bleiben, damit gegebenenfalls eine Anpassung erfolgen kann. In folgenden Fällen befürchte ich erhebliche Beeinträchtigungen:

Vorwort
Die Bahntrasse wird für mehrere Jahrhunderte gebaut. Sie beeinflusst also nicht nur mein Leben, sondern auch das meiner Angehörigen, Kinder und Kindeskinder. Es geht hier also um eine Entscheidung, die weitreichende Folgen hat. Ich erwarte von den Entscheidungsträgern, dass hier über den Tellerrand hinaus geschaut wird und nicht nur kurzfristige wirtschaftliche Interessen im Vordergrund stehen. Langfristige Kosten durch Krankheiten, Arbeitsausfälle etc. müssen mit ins Kalkül genommen werden.
Gesundheitlicher Schaden

Lärm: Mit der geplanten Bahntrasse wird durch die große Zahl an Güterzügen der durchschnittliche Lärmpegel erheblich steigen. Insbesondere wird der für die Erholung so wichtige Nachtschlaf durch die Dauerbeschallung nachhaltig gestört. Man weiß heute, dass Lärm die Gesundheit schädigt.

Der Berufsalltag und auch der Schulalltag unserer Kinder werden immer stressiger. Der Leistungsdruck wächst stetig. Ruhe und Erholung ist immer wichtiger, um langfristig leistungsstark zu bleiben und nicht frühzeitig ausgelaugt zu sein und den Krankenkassen zur Last zu fallen.

Feinstaub: Die Diskussionen über Feinstaubbelastungen und deren Beeinflussung auf die Gesundheit ist in aller Munde. Durch das hohe Aufkommen an Zügen ist, bedingt durch den Abrieb von Bremsen, Schienen und Radlaufflächen, ein deutlicher Anstieg an Feinstäuben und damit eine Beeinträchtigung der Gesundheit zu erwarten.

Erholung: Neben dem durch Lärm gestörten Nachtschlaf sinkt auch der Erholungswert der Landschaft. Erholsame abendliche Spaziergänge oder sportliche Betätigungen werden ebenfalls durch den Zuglärm gestört und verlieren an Reiz und vor allem an Wirkung. Balkon, Terrasse und Garten verlieren durch den Lärm jeglichen Erholungswert.

Wirtschaftlicher Schaden
Wohneigentum: Als Hauseigentümer befürchte ich einen Wertverlust meiner Immobilie. Mein Haus habe ich als Altersvorsorge geplant. Diese sehe ich aber nun gefährdet.
Gastronomie: Unser "Ländle" ist als Erholungsgebiet weit bekannt. Gerade zur Spargelzeit oder im Herbst sind viele Touristen in unserer Gegend und erfreuen sich der Landschaft und der kulinarischen Spezialitäten. Ich befürchte, dass die Bahntrasse durch die Verschandelung der Landschaft und durch den dauerhaften Lärm viele für die Gastronomie und andere vom Tourismus lebende Betriebe so wichtige Touristen abschrecken wird.

Hotel- und Gastgewerbe: Durch den Verlust des Erholungswertes unserer Gegend werden sich viele Stammgäste unserer Hotel- und Gastbetriebe anders orientieren und neue Domizile suchen.

Im schlimmsten Fall müssen einige der o.g. Betriebe schließen, was natürlich die Attraktivität unserer Erholungs- und Ferienregion einschränkt und damit die Lebensqualität beeinträchtigt.

Die deutlich höhere Zahl an Gefahrguttransporten birgt weitere Risiken, deren Ausmaß im Ernstfall nicht abzusehen ist.

Ich verstehe, dass eine zusätzliche Bahnlinie gebaut werden muss, um den erhöhten Güterverkehr zu bewältigen. Ich habe aber kein Verständnis dafür, dass die Planung der Trasse nicht nach dem Stand der Technik durchgeführt und sie nicht mit modernsten Mitteln und Methoden gebaut wird.

Eine bessere Planung ist zwingend notwendig
Wie wir alle wissen, gibt es deutlich bessere Alternativen als die Antragstrasse der Bahn.  Grundsätzlich fordere ich, dass die Neubautrasse in den Abschnitten 8.1 und 8.2 den Lärmschutz der Bevölkerung ausschließlich mit aktiven Maßnahmen ohne Anwendung des Schienenbonus und des besonders überwachten Gleises sicherstellt, um den Anforderungen an die menschliche Gesundheit entsprechend der Definition der Weltgesundheitsorganisation zu genügen. Dies ist die durchgängige Forderung aller in der IG BOHR (Interessengemeinschaft Bahnprotest an Ober- und Hoch-Rhein) zusammengeschlossenen Bürgerinitiativen am südlichen Oberrhein und ein Wesensmerkmal des Alternativkonzepts Baden 21, das technisch und betrieblich machbar, umweltgerecht umsetzbar und somit grundsätzlich genehmigungsfähig ist.

Die dafür evtl. erforderlichen Mehrkosten betrachte ich als Qualitätszuschlag, um den neuen Verkehrsweg, der vornehmlich in der Nacht der Lauteste sein wird, in die Region am südlichen Oberrhein einzupassen. Wir Menschen hier stellen dem Bahnausbau unser Land, unsere Landschaft und unsere Lebensart in einem 2000-jährigen zur Verfügung. Und was haben wir davon? Nichts als Lärm und Ungemach, keinerlei Mehrwert, sondern ganz das Gegenteil. Deswegen kommt es den Menschen vor Ort zu festzulegen, wie der Bahnausbau auszuführen ist. Die Bahnplaner müssen sich mit ihrer Bahn der Region anpassen, nicht umgekehrt. 

Ich kann auch nicht einsehen, warum der Steuerzahler den Aus- und Neubau der Rheintalbahn alleine finanzieren muss. Die Deutsche Bahn AG ist inzwischen als Großkonzern ein Wirtschaftsunternehmen, das sich anschickt, an die Börse zu gehen. Sie wird durch die Trassenentgelte insbesondere für Güterzüge  mit der neuen Trasse gutes Geld verdienen, so dass sie die Finanzierung der Baumaßnahmen durch Kredite etwa der KfW zum erheblichen Teil selbst stemmen und die Refinanzierung durch Tressenentgelte, die allein auf der Strecke Offenburg-Basel 100 Millionen Euro pro Jahr deutlich übertreffen dürften,  sicherstellen kann. Auch der Qualitätszuschlag lässt sich so schnell amortisieren. Man sollte auch bedenken, dass eine aufwendigere Bauweise Arbeitsplätze schafft!

Ich kann nicht akzeptieren, dass sich die Deutsche Bahn AG auf Kosten betroffener Anwohner bereichert. Als steuerzahlender deutscher Staatsbürger habe ich ein Recht auf ein gesundheitsgerechtes Zuhause und eine lebenswerte Umwelt. Im deutschen Grundgesetz ist mir das zugesichert. Daher fordere ich, dass die geplante Streckenführung und Bauweise aufgegeben und durch das Alternativkonzept Baden 21 ersetzt wird. Ferner appelliere ich an das Gewissen der Verantwortlichen.

Schon jetzt fordere ich vorsorglich Regress für alle mir und meiner Familie durch den Bau und den Betrieb der fraglichen Bahntrasse entstehenden Nachteile und Schäden. 

Mit freundlichen Grüßen
